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kehrsfunktionen zu sichern. Regelungstechnisch kann dies durch einen Bebau-
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durchzuführen ist, war lange Zeit ein fester Bestandteil des Verwaltungsprozes-
srechts. Dabei sollte es nicht nur zur Entlastung der Verwaltungsgerichte bei-
tragen, sondern zugleich den Rechtsschutz des Bürgers stärken und die Selbst-
kontrolle der Verwaltung fördern. Mit der Einführung der Öffnungsklausel des 
§ 68 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 VwGO wurden die Länder ermächtigt, Ausnahmen 
von diesem Grundsatz zu regeln. In den 2000er-Jahren entwickelte sich darauf-
hin ein Trend zu Modifizierungen oder sogar weitgehenden Abschaffung des 
Vorverfahrens.
Diese Entwicklung hat in der rechtswissenschaftlichen Literatur eine Vielzahl 
kontroverser Diskussionen ausgelöst. Zugleich spielt das Vorverfahren in der Ver-
waltungspraxis weiterhin keine unbedeutende Rolle und ist nach wie vor Gegen-
stand anhaltender Reformüberlegungen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob sich der Trend zur Abschaffung fortsetzt oder ob das Vorverfahren der-
zeit gar eine Art Renaissance oder Fortentwicklung erlebt. Im Rahmen dieses 
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Reformkonzept der öffentlichen Verwaltung zusammengefasst; ein anderer 
Name dafür ist „Neues Steuerungsmodell“ (NSM). Wie schon die Begrif-
fe vermuten lassen, soll(t) en verstärkt privatwirtschaftliche Management-
konzepte in die öffentliche Verwaltung eingebracht werden. Analysiert man 
allerdings die Grundsätze staatlichen Verwaltungshandelns, fallen Alleinstel-
lungsmerkmale gegenüber der Privatwirtschaft auf, die es wert sind, näher 
betrachtet zu werden, weil hier die Ursache dafür liegen könnte, warum zielo-
rientierte Steuerung bspw. in einem Ministerium auf Schwierigkeiten stoßen 
kann.
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